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Schrlltlidier Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Ver- 
ordnung des Rats über das vertragsmäßige und das zusätzliche 
Zollkontingent für Gefrierfleisch von Rindern 

— Drucksache V/1285 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Der obengenannte Vorschlag der Kommission der 
EWG für eine Verordnung des Ministerrats wurde | 
vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 12. Ja- 
nuar 1967 dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittel- ; 
standsfragen federführend und dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mitberatend i 
mit Frist zum 15. Februar 1967 zur Behandlung zu- ■ 
gewiesen. 

Durch den Verordnungsentwurf empfiehlt die 
Kommission, das Zollkontingent für Gefrierfleisch | 
von Rindern ab 1. Januar 1967 wie folgt zu regeln: 

1. Es wird der Anteil der Mitgliedstaaten an dem 
beim GATT konsolidierten Kontingent von 
22 000 t Gefrierfleisch von Rindern zum Zollsatz 
von 20 Vo für das laufende Jahr festgesetzt. 

Von diesem Zollkontingent entfallen auf die 
Bundesrepublik unter Berücksichtigung des rela- 
tiven Bedarfs und der bereits vorhandenen Ge- 
frierfleischvorräte auf Grund von Interventionen 
1000 t. 

2. Daneben soll ein zusätzliches Zollkontingent von 
58 000 1 Gefrierfleisch von Rindern, das unter 
Zollaufsicht für die Verarbeitung bestimmt ist, 
zum Zollsatz von ebenfalls 20 für die Zeit 
vom 1. Januar 1967 bis 31. Juli 1967 abschöp- 
fungsfrei eröffnet werden. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen hat der Vertreter der Bun- 
desregierung eine Neufassung der Verordnung vor- 
gelegt, aus der sich ergibt, daß die Ermächtigung 
an die Mitgliedstaaten zur Eröffnung eines zusätz- 


lichen Zollkontingents für Gefrierfleisch von Rin- 
dern, das unter Zollaufsicht für die Verarbeitung 
bestimmt ist, nur bis zum 30. April 1967 begrenzt 
werden soll. Dem Wunsch der Bundesregierung, 
diese Gefrierfleischpräferenz auch auf aus dritten 
Ländern eingeführte lebende Kühe, die zur Verar- 
beitung unter Zollaufsicht bestimmt sind, zu erstrek- 
ken, will die Kommission insoweit Rechnung tragen, 
als im Falle der Ausnutzung des Zollkontingents 
für Gefrierfleisch der betreffende Mitgliedstaat er- 
mächtigt wird, die Abschöpfung für Importe von 
lebenden Kühen, die zur Verarbeitung unter Zoll- 
aufsicht bestimmt sind, zur Hälfte auszusetzen. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat der Eröffnung des GATT- 
Kontingents (Artikel 1) zugestimmt. Er hat sich 
dagegen mit großer Mehrheit gegen eine erweiterte 
j Erleichterung der Einfuhr von Gefrierfleisch und 
! lebenden Kühen ausgesprochen. Er weist darauf hin, 

I daß nach den Ergebnissen der Viehzählung vom De- 
I zember 1966 für das erste Halbjahr 1967 eine Mehr- 
schlachtung gegenüber dem Vorjahr von etwa 
200 000 Stück Rindern zu erwarten ist. Eine Be- 
günstigung von Drittlandseinfuhren würde deshalb 
im Hinblick auf diese deutsche Mehrproduktion die 
’ Rinderpreise zum Nachteil der deutschen Erzeuger 
j stark beeinflussen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen konnte sich in seiner Mehrheit diesen Er- 
wägungen nicht anschließen. Es muß damit gerech- 
net werden, daß Italien von der Ermächtigung zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt Gebrauch machen wird. 
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Es ist nicht auszuschließen, daß damit die italienische ■ 
fleischverarbeitende Industrie auf Grund günstige- | 
rer Rohstoffpreise zum Nachteil der deutschen Er- ; 
Zeugung auf dem deutschen Markt anbieten kann. 
Der Ausschuß war deshalb der Meinung, im Inter- 
esse der deutschen verarbeitenden Industrie als ^ 
auch im Interesse der Verbraucherpreise sollte die 
Bundesrepublik von der Möglichkeit, Gefrierfleisch 
und lebende Kühe zu günstigeren Bedingungen zu 
importieren, zum gleichen Zeitpunkt wie die ande- i 
ren Mitgliedstaaten Gebrauch machen. Darüber hin- 
aus eröffnet die Möglichkeit, lebende Kühe zu gün- | 
stigeren Abschöpfungssätzen aus Drittländern zu ! 


importieren, eine willkommene Gelegenheit, den 
Verpflichtungen aus dem deutsch-dänischen Han- 
delsvertrag nachzukommen. 

Aus diesen Erwägungen empfiehlt der Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen dem Bundes- 
tag neben der Kenntnisnahme der Verordnung, die 
Bundesregierung zu bitten, zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt auch im Interesse der Einhaltung der 
Verpflichtungen aus dem deutsch-dänischen Han- 
delsvertrag, von der Ermächtigung zur Eröffnung 
eines Kontingents für Gefrierfleisch und lebende 
Kühe zur Verarbeitung unter Zollaufsicht Gebrauch 
zu machen. 


Bonn, den 26. Januar 1967 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission der EWG 
für eine Verordnung des Rats über das ver- 
tragsmäßige und das zusätzliche Zollkontingent 
für Gefrierfleisch von Rindern — Drucksache 
V/1285 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu bitten, zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt auch im Interesse der Ein- 
haltung der Verpflichtungen aus dem deutsch- 
dänischen Handelsvertrag, von der Ermächti- 
gung zur Eröffnung eines Kontingents für Ge- 
frierfleisch und lebende Kühe zur Verarbeitung 
unter Zollaufsicht Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 26. Januar 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Ravens 

Berichterstatter 



